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Jörg Schlömerkemper

Gesamtschule und Politik

Grundlagen und Perspektiven für die Weiterentwicklung der Schulreform

Für Gerwin Schefer 8.3.1930-25.5.1980

Mehr als zehn Jahre Gesamtschule in der Bundesrepublik haben gezeigt, daß diese

Schulform die in sie gesetzten Erwartungen erfüllen kann. Sie haben aber auch die

Erfahrung gebracht, daß ein erfolgreiches Experimentalprogramm die entsprechenden

politischen Entscheidungen keineswegs automatisch nach sich zieht (vgl. hierzu die

Stellungnahme der DGfE vom Februar 1980 zur Auseinandersetzung um die Gesamt¬

schule). Ziel der Arbeitsgruppe „Gesamtschule und Politik" auf dem Kongreß war es, die

bisherige Entwicklung der Gesamtschule aufzuarbeiten, um herauszufinden, worin die

Ursachen für die Diskrepanz zwischen pädagogischem und politischem Erfolg der

Gesamtschule zu suchen sind. Der folgende Bericht versucht zunächst, die historische

Entwicklung der Gesamtschule in ihrem gesellschaftlichen Zusammenhang nachzuzeich¬

nen, analysiert dann die gegenwärtigen politischen Kontroversen und Entscheidungspro-
zesse und diskutiert schließlich denkbare Strategien für die weitere Entwicklung.

1. Gesellschaftliche Entwicklung und Gesamtschulprogramm

Nach Bronfenbrenner (1976, S. 199) muß man das, was man begreifen möchte, zu

verändern versuchen. Wenn sich dann aber nichts (Entscheidendes) ändert - so könnte

man fortfahren —, muß man zu begreifen suchen, was unverändert geblieben ist. Es ist zu

fragen nach der Grandstruktur der Anforderungen und Funktionserwartungen, die auf

Schule und Schulreform gerichtet sind. Unverändert geblieben, so der Ausgangspunkt des

Referats von Jörg Schlömerkemper, ist die allgemeine Grundfunktion von Schule in

jeder komplexeren Gesellschaft: Sie soll beitragen zur gesellschaftlichen Reproduktion,
indem sie die nachwachsende Generation in die jeweils bestehende Gesellschaft integriert.
Sie tut dies in zwei Bereichen: durch die Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten

(Qualifikationsfunktion) und durch die Vermittlung von Einstellungen und Verhaltens¬

weisen, die für das Miteinanderumgehen erforderlich sind (Sozialisationsfunktion). Das

Verständnis von Schule unter bestimmten Verhältnissen und besonders von Reformpro¬
zessen wird durch diese allgemeine Funktionsbestimmung erst dann erweitert, wenn man

sie unter den jeweiligen historischen Bedingungen der betreffenden Gesellschaft

konkretisiert. Für die.Gesellschaft der Bundesrepublik (und ähnlich sicher auch anderer

„moderner" Staaten) kann man die Grundstruktur als hierarchisch bezeichnen: Die

Arbeitsteilung wie die sozialen Beziehungen der Menschen untereinander sind durch ein

Gefälle von Privilegien, Befugnissen, Statusrängen etc. gekennzeichnet. Bedeutsam ist,

daß im Sinne des sog. Leistungsprinzips die Einordnung der Individuen in diese Struktur

und damit die Vergabe von Privilegien und Berechtigungen nicht mehr nach askriptiven
Merkmalen (Geburt, Stand) erfolgen soll, sondern nach Maßgabe individuell erbrachter
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Leistung bzw. nachgewiesener Leistungsfähigkeit. Damit ist die Teilhabe an privilegierten
Positionen in der Arbeits- wie in der Sozialstruktur prinzipiell allen eröffnet und

individueller sozialer Aufstieg ermöglicht worden. Das Leistungsprinzip hat also eine

individuell emanzipatorische Bedeutung - zumindest als Möglichkeit und Hoffnung.
Darin dürfte seine nach wie vor starke Attraktivität bei der großen Mehrheit der

Bevölkerung begründet sein.

Gertrud Nunner-Winkler hat in ihrem Beitrag deutlich gemacht, daß dieses

Leistungsprinzip den Anspruch, zur Verwirklichung von Chancengleichheit beizutragen,
gar nicht einlösen kann. Unter Bezug auf Jencks (1973) und Bowles/Gintis (1976)
konnte sie nachweisen, daß die Ungleichheit der Einkommen nicht mit Unterschieden der

Leistungsfähigkeit erklärt werden kann. Diese „Pseudolegitimierungsozialer Ungleichheit
erlaubt ihre Stabilisierung", indem die kollektive Wendung gegen die Strukturen

verhindert wird (vgl. Nunner-Wtnkler 1971). Tradition und Selbstverständnis dieser

Gesellschaft beinhalten über diese individuell emanzipatorische Dimension hinaus den

Anspruch und die Hoffnung auf Gleichheit aller Menschen. Diese gesellschaftliche Utopie
beruht auf verschiedenartigen Begründungen (religiösen, anthropologischen, naturrecht¬

lichen, politischen), steht aber im Widersprach zu den meist aus eben diesen Quellen

begründbaren bzw. abgeleiteten hierarchischen Strukturen. Zwischen den Polen der

Hierarchie und der nicht vergessenen Hoffnung auf Egalität ist die Wirklichkeit unserer

Gesellschaft auszumachen. Neben hierarchischer Arbeitsteilung und hierarchischer

Sozialstruktur gibt es auch Kooperation und Solidarität.

Für die Funktionsbestimmung der Schule folgt aus dieser widersprüchlichen Struktur

„ihrer" Gesellschaft, daß die allgemeine Grundfunktion der Reproduktion den dominan¬

ten Charakter der Selektion erhält. Qualifikation ist so zu gewährleisten, daß unterschied¬

liches Leistungsvermögen bei verschiedenen Individuen herausgearbeitet und so „festge¬
stellt" wird, daß die Einbindung in die hierarchische Arbeitsstruktur möglichst effektiv

und reibungslos gelingt (Allokation). Sozialisation erhält den dominanten Charakter der

Loyahsierung, nämlich der Vermittlung der Einstellung, daß die ungleiche Teilhabe am

gesellschaftlich produzierten Reichtum prinzipiell legitim ist, und der Erfahrung, daß die

individuelle Zuordnung zur beruflichen und sozialen Position innerhalb der Hierarchie

dem eigenen Leistungsvermögen entspricht und subjektiver Verantwortung unterliegt
(dieses Konzept der Widersprüchlichkeit ist ausführlicher in Schlömerkemper [1978,
1979] dargestellt.)

Hierarchische Strukturen können aber im Lichte der Widersprüchlichkeit und des

Selbstverständnisses dieser Gesellschaft nicht mehr offen und ungebrochen reproduziert
werden (vgl. Bourdieu/Passeron 1971). Die Qualifikationsfunktion kann nicht

ausschließlich im Interesse und nach Maßgabe des Beschäftigungssystems erfolgen; dem
steht als Ansprach entgegen, Fähigkeiten allseitig und (auch) ohne Nützlichkeitserwägun¬
gen im Sinne allseitiger Entfaltung zu entwickeln: Allokation wird gebrochen durch den

Anspruch auf Bildung. In entsprechender Weise steht der Loyalisierungsfunktion der

Anspruch auf gesellschaftliche Mündigkeit und solidarische Verteilung des sozialen

Reichtums entgegen. Selektion im Dienste der hierarchischen Grundstruktur muß sich

rechtfertigen vor dem Anspruch auf Emanzipation und sich gegen diesen durchsetzen.

Wichtig für das Verständnis der Schwierigkeit von Schulreform ist es, daß den Polen dieser

Widersprüchlichkeit nicht in einem undialektischen Gesellschaftsverständnis bestimmte soziale

Gruppen (seien es „Schichten" oder „Klassen") dogmatisch zugeordnet werden. Denn das Interesse

an der Aufrechterhaltung der hierarchischen Grundstruktur ist bei all denen als wesentliches
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Handlungsmotiv anzunehmen, die für sich bzw. für ihre Kinder auf individuellen Aufstieg bzw. das

Erhalten erreichter Positionen hoffen und in kollektiver Emanzipation (mit dem Ziel sozialer

Gleichheit) keine konkrete Utopie für sich oder die nächste Generation erkennen können. Diese

Alternative mag dann attraktiver werden, wenn der Konkurrenzkampf immer inhumanere

Nebenwirkungen hervorbringt und der Nutzen individueller Anstrengungen unwahrscheinlicher

wird. Zu thematisieren ist also nicht ein gesellschaftlicher Widerspruch, der zwischen den einen und

den anderen besteht (zwischen den Schichten, den Klassen, „denen da oben" und „denen da unten"),
sondern es gehtum den Widerspruch gegenläufiger Intentionen, von dem alle betroffen sind, die, auf

welcher Stufe der Hierarchie sie auch stehen mögen, auf individuellen Aufstieg hoffen und zugleich
unter der dadurch aufgezwungenen Entfremdung leiden. Nicht geleugnet werden kann und soll, daß

es soziale Gruppen gibt, die sehr viel mehr als andere zu verlieren, und solche, die sehr viel mehr als

andere zu gewinnen hätten. Beide Gruppen sind aber gesellschaftlich in der Minderheit. Aus ihrer

Interessenlage allein wäre es nicht verständlich zu machen, daß die Mehrheit unserer Gesellschaft im

Sinne des Leistungsprinzips votiert. Es ist möglich und nötig, sich in dieser Widersprüchlichkeit

politisch zu entscheiden, aber solche Setzungen heben die Wirkung der Widersprüchlichkeit nicht auf

(es ist nicht einmal sicher, daß sie für das persönliche Verhalten bei eigener Betroffenheit maßgeblich

wirken). Bildungspolitik, die ihren Weg zwischen Resignation und Utopie zu suchen hat, wird bei

dieser Widersprüchlichkeit ansetzen müssen, ohne deshalb ihre emanzipatorischen Ziele aufzugeben.

Daß die Gesamtschule als „Schule für alle" im Unterschied zum mehrgliedrigen

Schulsystem ihre Probleme nicht dadurch lösen kann, daß sie Schüler mit unterschiedli¬

chen Leistungs- und Lebensperspektiven in verschiedenen Schulformen voreinander

ausschließt, hat Ina Wagner hervorgehoben. In Anknüpfung an Hirschmann (1970)
unterscheidet sie die „Exit-Option" (Problemlösung durch Ausschluß) von der „Voice-

Option" (Problemlösung durch Artikulation der Interessen). Die Gesamtschule ist darauf

angewiesen, die widersprüchlichen Intentionen und Erwartungen aller Schüler, Lehrer

und Eltern innerhalb ihres institutionellen Rahmens produktiv zu verarbeiten.

Vor dem theoretischen Hintergrund der Widersprüchlichkeit von Schule sollen im folgenden der

Ansatz und die Entwicklung der Gesamtschule in der Bundesrepublik näher betrachtet werden.

Hauptmotive für die Errichtung von Gesamtschulen werden heute (vgl. Keim 1978 b; Rolff 1979)
vor allem in zwei Aspekten gesehen: zum einen in der Furcht vor einem Mangel an höher

qualifizierten Arbeitskräften (unzureichende Erfüllung der Allokationsfunktion) und zum anderen in

der Furcht vor einer Gefährdung der politischen Stabilität wegen der offensichtlicher gewordenen
sozialen Selektivität des überkommenen Bildungssystems (unzureichende Erfüllung der Loyalisie¬

rungsfunktion). Die Gesamtschule versprach als „demokratische Leistungsschule" (Sander/Rolff/
Winkler 1967) eine Lösung dieser Probleme. Individuelle Förderung und Fachleistungsdifferenzie¬

rung sollten die „Begabungsreserven" wecken, soziale Integration, objektivierte Leistungsmessung
u.a. sollten den schulischen Selektionsentscheidungen den Anschein größerer Gerechtigkeit
vermitteln. Schon für diese frühe Phase läßt sich zeigen, daß ökonomische und Iegitimatorische
Funktionen nicht ungebrochen zu optimieren sind. Im Bereich der Qualifikation war eine Revision

der Lerninhalte notwendig, und es fand jenes Konzept besondere Beachtung, das Lerninhalte von den

zukünftigen Lebenssituationen der Schüler - also nicht allein vom Produktionssektor her - ableiten

wollte (Robinsohn 1967). Die Kritik an überkommenen Strukturen wurde Gegenstand schulischen

Lernens, Konflikte wurden ausdrücklich thematisiert, um die Toleranz dieser Gesellschaft zu

dokumentieren. Dieses „Risiko" scheint notwendig gewesen zu sein, um diese Gesellschaft (wieder)
als Identifikationsobjekt anzubieten.

Zugleich waren jedoch Strukturelemente vorhanden, die die emanzipatorische Potenz wieder

einbinden konnten. Abschlußregelungen, verbindliche Leistungsdifferenzierung, formalisierte Lei-

stungsmessungsverfahren sollten die selektive Qualifikation sichern und die Erfahrung vermitteln,

daß man durch individuelle, konkurrenzorientierte Leistung zum individuellen Aufstieg kommen

kann und berechtigterweise Vorteile gegenüber anderen erhält.

Daß die Gesamtschulentwicklung in den Ländern mit unterschiedlicher Aktivität betrieben worden

ist, ist wohl kaum auf divergierende Problemlagen zurückzuführen, sondern Ausdruck unterschiedli¬

chen politischen Willens. Immerhin scheint in allen Ländern der Legitimationsdruck damals so stark

gewesen zu sein, daß die Zustimmung zu einem Experimentalprogramm (Deutscher Bildungsrat

1969; Bund-Länder-Kommission 1973) unvermeidlich gewesen ist.
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Die ökonomische und politische Situation scheint sich seitdem so verändert zu haben, daß seit 1979

die Anerkennung der Gesamtschulabschlüsse in Frage gestellt und die Anpassung der Gesamtschul-

Curricula an die der herkömmlichen Schulformen verlangt werden kann. Diese Veränderungen liegen
im Bereich der Qualifikation offensichtlich darin, daß der erwartete Zuwachsbedarf an höher

qualifizierten Arbeitskräften nicht entstanden ist. Im Bereich der Sozialisation kann man davon

ausgehen, daß sich die Mehrheit der Bevölkerung wieder stärker mit überkommenen Strukturen

identifiziert und die bescheidenen Versuche in Richtung „mehr Demokratie wagen" eher negativ
wertet. Es kommt hinzu, daß es wegen der Widersprüchlichkeit emanzipatorischer und selektions-

orientierter Bedürfnisse nicht allzu schwer ist, das eine gegen das andere auszuspielen: Qualifikation,
die sich an Bildungsbedürfnissen des Individuums orientiert, kann die Allokationsfunktion infrage
stellen und damit den Verkaufswert als Arbeitskraft gefährden. Die so erzeugte Angst wird

(verständlicherweise) stärker sein als die ungewisse Hoffnung auf die Solidarität anderer Betroffener.

Möglich ist allerdings auch die umgekehrte Reaktionsweise, und in ihr könnten Chancen für die
weitere Entwicklung der Gesamtschule zu finden sein: Eine Schule, die mit der Aussicht auf sozialen

Aufstieg zum Lernen motivieren will, also auf die Selektionsorientierung setzt, gerät mit

zunehmendem Erfolg in steigende Schwierigkeiten: Die Konkurrenz wird immer inhumaner, das

Aufstiegsversprechen erweist sich als nicht einlösbar, der „Tauschwert" schulischer Leistung sinkt,
obgleich Anforderungen und Qualifikationsniveau steigen. Die Folgen sind Entfremdung und
Krankheit. Mit dieser Erfahrung könnte auch das Bedürfnis wachsen, Alternativen zur Selektions¬

orientierung zu suchen und wieder Bildung und Mündigkeit zu fordern.

Vor diesem Hintergrund wird es verständlich (wenn auch nicht akzeptabel), daß - wie

Eick Dreher berichtete - viele Gesamtschulen im Sinne der Selektionsfunktion und zur

Erfüllung dominanter gesellschaftlicher Anforderungen in den letzten Schuljahren sich

stärker an den „Leistungen" des herkömmlichen Schulsystems orientieren (vgl. Helmke/
Dreher 1979). Und es ist wohl vor allem auf die Widersprüchlichkeit der Funktion von

Schule zurückzuführen, daß die Gesamtschulen - wie Klaus-Jürgen Tillmann festellte
- nie richtig geklärt haben, was „das andere" eigentlich sei, was die Schüler „anders"
lernen sollen. So sei bei den Vergleichsstudien zur Gesamtschule im Bereich der

Qualifikation eine „Verdünnung" auf Teilaspekte einzelner Fächer und im Bereich der

Sozialisation eine „Verdünnung" auf das Wohlbefinden der Schüler eingetreten. Von den

emanzipatorischen Möglichkeiten der Gesamtschule drohe immer mehr verlorenzugehen
(vgl. Rolff et al. 1980).

2. Wissenschaftliche Legitimation und politische Entscheidung

Wenn die Funktionsbestimmung der Schule die widersprüchliche Struktur ihrer Gesell¬

schaft widerspiegelt, dann sind auch Versuche, diese Schule zu verändern, in diese

Widersprüchlichkeit eingebunden. Das bedeutet, daß bildungspolitische Entscheidungen
sich legitimieren müssen in der Spannung zwischen gegensätzlichen Intentionen der

Betroffenen. Politische Entscheidungen sind auf Dauer nur durchzusetzen, wenn

einsichtig gemacht werden kann, daß die Prioritätensetzung für eine Seite der Wider¬

sprüchlichkeit (z. B. im Sinne von Gleichheit) mehr Vorteile für die Betroffenen oder die

Gesellschaft mit sich bringt als eine andere Entscheidung. Dieser Vorteil muß belegbar
sein auch gegen emotionalisierende (z.B. mit sozialer Angst arbeitende) Agitation des

politischen Gegners.

In diesem Zusammenhang kommt der wissenschaftlichen Begleitung bzw. Kontrolle von

Schulversuchen eine wichtige (vgl. Raschert 1974) und nicht ungefährliche Rolle zu.

Klaus Hurrelmann und Jürgen Raschert referierten über die Bedeutung wissen¬

schaftlicher Begleitforschung. Diese ist offenbar dort besonders groß, wo die politische
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Entscheidung für oder gegen die Gesamtschule nicht eindeutig getroffen worden ist. In

den Ländern, die sich früh für die Gesamtschule als Regelschule der Zukunft entschieden

haben (Berlin, Bremen, Niedersachsen bis 1976), gab es von Anfang an kaum

wissenschaftliche Projekte, die den Schulversuch kontrollieren sollten, wie es auch in

Ländern, die nur zögernd einzelne Gesamtschulen eingerichtet haben, kaum Begleitpro¬

jekte gab, die entscheidungsrelevant geworden sind. Bei latenten politischen Konflikten

um die Gesamtschule (z.B. zwischen den sozial-liberalen Koalitionspartnern bzw.

verschiedenen Gruppierungen innerhalb der Parteien) soll die Begleitforschung offenbar

vor allem Befürchtungen zerstreuen, daß eventuelle Vorteile der Gesamtschule im Sinne

emanzipatorischen Lernens sich zu Lasten der Allokations- und Loyalisierungsfunktion
auswirken könnten (vgl. Tillmann 1979). Daß Gesamtschüler bei Leistungsvergleichen,
die sich eher an Standards der herkömmlichen Schulleistung orientieren, recht gut

abgeschnitten haben, hat auf diese Befürchtung sehr beruhigend gewirkt. Ob Gesamtschü¬

ler vielleicht „besser in Emanzipation" (Kultusminister W. Remmers) sind, spielt dagegen
in der politischen Bewertung und in der wissenschaftlichen Begleitforschung kaum eine

Rolle.

Aus dieser Legitimationsfunktion folgt, daß wissenschaftliche Begleitung weder für die

politische Entscheidung noch für die pädagogische Praxis eine zentrale Bedeutung
erhalten hat. Als Experiment, das Kausalzusammenhänge aufzeigen könnte, ist der

Gesamtschulversuch gar nicht angelegt gewesen. Wegen vieler methodischer Probleme

wäre es auch gar nicht möglich gewesen, die Komplexität pädagogischer Prozesse

hinreichend aufzuschlüsseln und politischen Entscheidungen zugänglich zu machen. Ein

autonomer politischer Entscheider war und ist gar nicht vorhanden, denn bildungspoliti¬
sche Entscheidungen werden nicht erst getroffen, wenn wissenschaftliche Ergebnisse

vorliegen. Gleichwohl können diese durchaus nachträglich Legitimation liefern oder

politischen Entscheidungsdruck erzeugen. Weil dies so ist, bedeutet wissenschaftliche

Begleitung für Wissenschaftler eine erhebliche Versuchung, wenn ihre Ergebnisse derart

in die politische Auseinandersetzung eingebunden werden (vgl. Hurrelmann 1980). Da

schon die Zielsetzung der Gesamtschule in sich widersprüchlich ist, ist es außerordentlich

schwierig, zu eindeutigen Ergebnissen zu kommen, die nicht aus einem anderen

Blickwinkel heraus angezweifelt oder uminterpretiert werden können. Ein Zwang zu

bestimmten politischen Konsequenzen, der auch diejenigen binden könnte, die vorher

anders optiert haben, ist von den Forschungsergebnissen nicht ausgegangen. Die

insgesamt positiven Ergebnisse der Gesamtschule (vgl. Haenisch/Lukesch 1980)
machen es indes immer schwieriger, rational legitimiert gegen diese Schulform zu

entscheiden. Gegen Ängste (etwa um den Erhalt des beruflichen und sozialen Status oder

um die Stabilität der sozialen Ordnung) ist jedoch mit wissenschaftlichen Ergebnissen nur

mühsam voranzukommen.

Die dominierende Funktionszuschreibung im Sinne politischer Legitimationssicherung hat dazu

geführt, daß wissenschaftliche Kompetenz und Kapazität kaum genutzt werden konnten, um die

Entwicklung des Gesamtschulkonzepts und der -praxis voranzutreiben. Begleitung wurde im

wesentlichen als Kontrolle verstanden. Da generalisierbare Ergebnisse herauskommen sollten,

mußten mit standardisierten Verfahren bei möglichst großen Stichproben Daten zu operationalisier-
ten Merkmalen erhoben und zu allgemeinen Aussagen verrechnet werden. Von der Komplexität
schulischen Lehrens und Lernens in den einzelnen Schulen ist dabei wenig erkennbar geworden, und

die Ergebnisse helfen den Betroffenen wenig, ihre konkrete und unmittelbare Situation besser zu

verstehen und ggf. zu verändern. Wenn man sich vergegenwärtigt, daß z. B. bei den Leistungsverglei¬
chen in Nordrhein-Westfalen lediglich 1% der Varianz in den Testleistungen auf den Unterschied

zwischen den verglichenen Schulsystemen zurückgeführt wird, die anderen Faktoren aber nicht erfaßt
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bzw. nicht veröffentlicht werden (weil einzelne Schulen dabei ein negatives Image erhalten könnten),
und wenn man hinzunimmt, daß nach Einschätzung der betroffenen Lehrer in den meisten Tests

lediglich etwa 30%der Lernziele der jeweiligen Fächer erfaßt worden sind (vgl. HAENiscHetal. 1979,
z.B. S. 67), dann ist evidient, daß diese Vergleichsuntersuchungen primär legitimatorische Funktion
haben sollten, aber zur Verbesserung der Praxis in den Schulen kaum beitragen können. Jürgen

Raschert bestätigte dies, wenn er in seinem Beitrag beklagte, daß die von ihm geleitete
Gutachter-Kommission ihre Empfehlungen (etwa zu Fragen der Differenzierung) eher aus ihren

„Alltagserfahrungen" denn aus den Ergebnissen der Untersuchungen ableiten mußte.

Angesichts dieser Erfahrungen sind nun keineswegs die Erziehungswissenschaftler zur

Enthaltsamkeit und zum Rückzug aus den Gesamtschulen aufzurafen. Eher ist das

Gegenteil der Fall: Detaillierte Untersuchungen, die sich intensiv auf die Bedingungen an
den einzelnen Schulen einlassen und Lernprozesse beobachten, analysieren und verbes¬

sern helfen, sind zur weiteren Entwicklung der Gesamtschule notwendig, weil erst daraus

praxisrelevante Ergebnisse hervorgehen können. Im Rahmen der Nordrhein-Westfalen-

Evaluation ist eine solche Fallstudie über die Gesamtschule Kierspe (Diederich/Wulf
1979) angefertigt worden. Sie soll nach Auskunft von Raschert bei der Abschlußemp¬
fehlung der Gutachter-Kommission die gewichtigste Untersuchung gewesen sein.

Die Bedeutung von Einzelfallstudien ist darin zu sehen, daß qualitativ-hermeneutische
Verfahren nicht einzelne Variablen in operationalisierter Form aus ihrem komplexen
Zusammenhang herauslösen müssen und es deshalb eher möglich ist, die Widersprüchlich¬
keit konkreter Situationen zu erfassen und herauszuarbeiten, wie die Betroffenen damit

umgehen. Es sind die Bedingungen zu identifizieren, unter denen die Betroffenen bereit

und in der Lage sind, eine Prioritätensetzung zwischen den widersprüchlichen Erwartun¬

gen an Schule (im Sinne emanzipatorischen Lernens) zu konkretisieren und durchzuhal¬

ten. Erst dann wird erkennbar werden, welche Chancen für eine konsequente Schulreform

in dieser Gesellschaft bestehen und welche Voraussetzungen für deren Gelingen
geschaffen werden müssen. Vermutlich ist auf diese Weise, etwa durch Aufklärung und

Einbeziehung der Betroffenen, mehr zu erreichen als durch politisch-administrative
Maßnahmen, die die Einführung der Gesamtschule „von oben" erzwingen wollten.

Politische Grandentscheidungen müssen allerdings den Freiraum für pädagogische
Prioritätensetzungen schaffen und diesen auch juristisch absichern.

3. Ansätze und Perspektiven der weiteren Gesamtschulentwicklung

Gerwtn Schefer eröffnete mit einem Plädoyer für eine konsequente Gesamtschulpolitik
die Diskussion über Perspektiven der weiteren Arbeit. Ausgangspunkt war bei ihm eine

Analyse der gegenwärtigen gesellschaftlichen Situation: Die gesellschaftlichen Grund¬

prinzipien der sozialen Entfremdung und der Anonymisierung des Menschen durchdrin¬

gen immer intensiver die Schulsozialisation und beeinflussen Verhalten und Einstellungen
von Schülern und Lehrern. Soziale Entfremdung vollzieht sich insbesondere zwischen den

gesellschaftlichen Gruppen, deren Schulsozialisation sich in getrennten Schularten

vollzieht. Das Leistungssystem, das sich in der überkommenen Notenhierarchie offenbart

und die Ideologie der Leistungsgesellschaft und damit das Selbstverständnis des

herkömmlichen Schulwesens in die Gesamtschule hineinträgt, ist illegitim. - Es ist

durchaus möglich, für diese von Schefer vorgetragene Zielsetzung einen intentionalen

Konsens zu erhalten. Die anschließenden Diskussionen mit Otto Herz, Klaus

Hurrelmann und Eckart Liebau haben indes deutlich gemacht, wie schwierig es ist,
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dafür den strategisch-taktischen Weg zu finden, der die politische Durchsetzung der

Gesamtschule ermöglicht, ohne bedeutsame Abstriche von ihrem pädagogischen Gehalt,

also letztlich ihrer emanzipatorischen Potenz, hinnehmen zu müssen. Daß das Experimen-

talprogramm dieses nicht erreicht hat und unter den veränderten politischen Bedingungen
auch nicht erreichen kann, zeichnet sich immer deutlicher ab.

Daß es kaum möglich ist, mit juristischen Verfahren allein Reformmaßnahmen

durchsetzen zu wollen, legte Lutz-Rainer Reuter in seinem Beitrag dar. „Das

Schulrecht", so der Kern seiner Ausführungen, „folgt den politischen Veränderangs- bzw.

Erhaltungsabsichten" (vgl. Reuter 1978). Die Wirkung der Rechtssprechung sei

überwiegend „konservierender Art", Veränderungsabsichten (gleich welcher Art)
mußten erhöhten formalen Anforderungen an die Legitimation genügen. Wenn „Recht"

verstanden werde als „eine Form politischen Handelns und nicht etwas Absolutes", dann

ist von der Rechtsgebung, also den Parlamenten, zu fordern, daß sie der Gesamtschule

endlich den Entfaltungsraum sichern, den sie zur alternativen pädagogischen Arbeit

braucht (vgl. die Resolution des DGfE-Vorstands).

Im Spannungsfeld der gesellschaftlichen Widersprüche sind Bildungspolitiker in ihren

Entscheidungen keineswegs so autonom, wie es für eine konsequente Reformpolitik

notwendig wäre. Denn sie müssen zwar auf der einen Seite beweisen, daß dieser Staat alles

Denkbare tut, um Verfassungspostulate und Menschenrechte für alle zu verwirklichen

(mehr Gleichheit, Mündigkeit, Emanzipation). Nach dem herrschenden Selbstverständnis

dieser Gesellschaft müssen sie aber zugleich gewährleisten, daß etwa die Versprechungen
des Leistungsprinzips - nämlich für individueUe Leistungssteigerung soziale Gratifikatio¬

nen und Berechtigungen zu erhalten - dauerhaft einlösbar bleiben. Dies geht jedoch nur,

wenn Konkurrenz- und Selektionsmechanismen erhalten bleiben (vgl. Köckeis-Stangl/

Seidl 1978). Damit sich die Mühen um individuellen Aufstieg langfristig auszahlen, muß

die hierarchische Grandstraktur mit unterschiedlicher Teilhabe an Privilegien gesichert
sein. Eine Politik, die diese Grundstruktur gefährden könnte, wird deshalb in der breiten

Mehrheit auf Widerstand stoßen; aber eine Politik, die hierarchische Strukturen festigen

wollte, würde Widerstand hervorrufen, weil sie dem Prinzip der Gleichheit nicht gerecht
wird. Wie eine konsequente Politik sozialer Gleichheit das herrschende Gerechtigkeits¬

empfinden verletzt, das von („nun einmal vorhandenen") Unterschieden zwischen den

Menschen auch Unterschiede in ihren sozialen Privilegien ableitet, so würde eine zu rigide
und zu offensichtlich auf Herrschaftssicherung gerichtete Politik ebenfalls als ungerecht

empfunden werden, weil sie die prinzipielle Gleichheit aller Menschen - und sei es nur die

Gleichheit der Zugangschancen - verletzt. An der Diskussion um „Chancengleichheit"
und den vielschichtigen Auffassungsmöglichkeiten dieses Begriffs würde sich sehr gut

verdeutlichen lassen, wie schwierig der Balanceakt zwischen so widersprüchlichen

Anforderungen ist. Dabei würde freilich auch deutlich werden, daß verschiedene soziale

Gruppen innerhalb dieser Widersprüchlichkeit auch verschiedene und politisch gegen¬

sätzliche Positionen einnehmen. Das ändert aber nichts daran, daß von dieser Wider¬

sprüchlichkeit prinzipiell alle betroffen sind.

Wenn man nach Perspektiven für die weitere Gesamtschulentwicklung sucht, stellt sich die

Frage, ob die Zeit um 1970, in der die meisten Gesamtschulen gegründet worden sind, eine

historische Ausnahmesituation war, in der der Qualifikations- und der Legitimationsdruck

so stark waren, daß Schulreformen eingeleitet werden mußten, und ob die Stagnation am

Ende der 70er Jahre Ausdruck davon ist, daß die Balance der Widersprüchlichkeit wieder

stärker im Sinne hierarchischer Strukturen gelingt. Dies scheint insofern der Fall zu sein,
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als der erwartete Zuwachsbedarf an höher-qualifizierten Arbeitskräften sich nicht

eingestellt hat oder inzwischen befriedigt ist. Auch das werbende Versprechen, daß sich

mehr „Bildung" auszahle, kann nicht eingelöst werden. Die Selektionsprozesse finden nur

auf höherem Qualifikationsniveau statt und bringen ein Mehr an Streß mit sich. Die

Identifikation mit den überkommenen Strukturen und Normen ist wieder sehr viel stärker,
die Forderung nach loyalisierender Erziehung (die mit „Mut zur Erziehung" ja eigentlich
gemeint war) findet breitere Zustimmung. Unter solchen Bedingungen ist es erheblich

leichter geworden, gegen Bildungsreformen zu mobilisieren, als für diese zu werben.

Elmar Philipp hat dies am Beispiel der „Stop-Koop"-Agitation in Nordrhein-Westfalen

zeigen können, jedoch auch darauf verwiesen, daß nach neueren Untersuchungen die

Einstellungen zur Bildungsreform stark polarisiert sind (vgl. Rolff et al. 1980).

Im Vergleich zu anderen europäischen Staaten scheint die Bundesrepublik ein bildungs¬
politisches Entwicklungsland geworden zu sein. In fast allen Ländern sind integrierte
Bildungssysteme zumindest bis zum 14. Lebensjahr eingeführt oder beschlossen worden.

Diese Diskrepanz muß auf den ersten Blick verwundern. Karl Heinz Gruber, Horst

Magdeburg und Peter Seidl haben an einigen Beispielen die Entwicklung aufgezeich¬
net (vgl. Gruber 1978 a und b; Seidl 1978). Wichtige Faktoren scheinen zum einen

Elemente des historischen und gesellschaftlichen Selbstverständnisses zu sein.

So kann für England eine starke pragmatische, weniger formalisierte und zentralisierte Tradition

festgestellt werden, die sich den Zwängen einer Legitimationsforschung nie unterwerfen würde. In

Schweden besteht eine lange Tradition des sozialen Ausgleichs. Stärkere Autonomie der Schule

beruht z. B. in England sicher auch darauf, daß die Schule nicht in dem Maß wie in der Bundesrepublik
eingebunden ist in die gesellschaftlichen Verteilungsprozesse. Es gibt zudem genügend Möglichkei¬
ten, die Voraussetzungen für eine berufliche Karriere außerhalb des staatlichen Schulsystems zu

erwerben. Gesamtschule hat in England auch nicht den Anspruch erhoben, die Gesellschaft zu

reformieren. Immerhin werden aber jetzt, nachdem die Gesamtschule zu etwa 80% verwirklicht ist,
auch die herkömmlichen Strukturen infrage gestellt. - Anders scheint der Fall in Italien zu liegen:
Hier soll ein integriertes Schulsystem offenbar einen Nachholbedarf an gesellschaftlichen Integra¬
tionsleistungen erfüllen. In Schweden wiederum scheint eine Funktionsteilung zwischen Mittel- und

Oberstufe vorzuliegen: Nachdem bis etwa zum 15. Lebensjahr alle Schüler eine Schule ohne interne

Differenzierung gemeinsam besucht haben, findet in der Oberstufe eine Selektion nach Leistung in

nicht weniger als 22 „Linien" statt. Unterschiede zwischen den europäischen Staaten beruhen also

z.T. auf unterschiedlichen Traditionen und divergierendem Selbstverständnis, es verbleibt aber

überall ein mehr oder weniger großer „Rest" an Selektionsnotwendigkeit, der an irgendeiner Stelle

des Bildungssystems „abgearbeitet" wird.

Für die Gesamtschule in der Bundesrepublik ergeben sich aus all diesen Überlegungen und

Vergleichen noch keine eindeutigen Handlungsperspektiven. Auch die bisherigen Erfahrungen sind

ambivalent: Wo der quantitative Ausbau der Gesamtschule eher gelungen ist (z.B. in Hessen), ist

erreicht worden, daß mehr Kinder aus bisher benachteiligten sozialen Gruppen höherqualifizierte
Abschlüsse erhalten konnten. Aber die innere Struktur dieser Schulen ist von den Zielen etwa des

sozialen Lernens offenbar deutlicher entfernt als jene Gesamtschulen, die als Angebotsschulen unter
Versuchsbedingungen geringerem Anpassungs- und Vereinheitlichungsdruck unterlagen und alter¬

native pädagogische Konzepte konsequenter entwickeln konnten. Andernorts hat konsequente
pädagogische Arbeit (z.B. im Sinne der hessischen Rahmenrichtlinien) zu politischen Konflikten

geführt, die bisher in der Regel mit der Zurücknahme bzw. Einbindung dieser Konzepte beendet

worden sind.

Die möglichen Perspektiven und Strategien der weiteren Gesamtschulentwicklung sind

zwischen den Polen der Widersprüchlichkeit zu suchen, in die Schule unter den

Bedingungen unserer Gesellschaft eingebunden ist und von denen man auch bei den

Erwartungen und Ängsten der Betroffenen ausgehen muß: Gesamtschule ist als

Pflichtschule für (fast) alle oder zumindest möglichst viele politisch nur durchsetzbar,
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wenn sie den Selektionsbedürfnissen, also der Leistungs- und Aufstiegsorientierung der

Mehrheit entspricht. Gesamtschule als Pflichtschule kann in einer hierarchisch struktu¬

rierten Gesellschaft nur eine selektive Schule sein, wenn sie ihre Reproduktionsfunktion
erfüllen soll. Und gerade weil sie mehr Kindern bisher verweigerten individuellen

Lernerfolg ermöglicht, besteht die Gefahr, daß die Gesamtschule eben diese hierarchische

Struktur besser legitimiert und dadurch höhere Loyalität bei den Betroffenen schafft als

die segregierte Schule. Auf der anderen Seite kann nur die Gesamtschule der sozialen

Entfremdung der drei bzw. vier sozialen Gruppen gegensteuern, die bisher getrennte

Schulformen besuchen. Insofern ist die Integration Voraussetzung für veränderte

Sozialerfahrungen. Aber - so ist dagegen zu halten - was kommt letztlich dabei heraus,

wenn innerhalb eines integrierten Systems durch Differenzierung, normorientierte

Leistungsmessung etc. alle Schüler in stärkere Konkurrenz zueinander getrieben werden,
die Entfremdung also zwischen den genannten Gruppen zwar verringert, aber nun

zwischen allen Schülern um so stärker zu werden droht? Doch was wäre gesellschaftspoli¬
tisch gewonnen, wenn an wenigen Gesamtschulen (mit Lehrern, Eltern und Schülern, die

dies wollen) emanzipatorisches Lernen möglich wäre, an anderen aber selektionsorientiert

weitergelernt und später Berufsmöglichkeiten und Privilegien wie üblich aufgeteilt
würden?

Da bleibt eigentlich nur zu hoffen, daß der Gegensatz von Pflicht- oder Alternativstrategie
falsch gestellt ist. Eine Gesamtschule, die sich als Selektions- und Aufstiegsschule

darstellt, wird sich auf Dauer gar nicht durchsetzen lassen. Wenn es ihr gelingt, auf breiter

Ebene und in erheblichem Umfang mehr Qualifikationen und vor allem mehr Berechti¬

gungen zu vermitteln, erweist sie sich als dysfunktional für die bestehende Arbeits- und

Sozialstraktur: Sie verschärft die Konkurrenz und kann doch für höhere Leistung keine

höhere Gratifikation versprechen. Vermutlich schlägt hier sogar die Aufstiegsmotivierung
der Gesamtschule gegen diese selbst zurück: Die eigene individuelle Leistungssteige¬

rung) zahlt sich um so besser und sicherer aus, je geringer die Zahl der Konkurrenten um

die angestrebte Position ist. Um dies zu sichern, muß man sozusagen eine Gesamtschule

zwar für sich selbst (das eigene Kind), aber nicht für die anderen wollen. Das würde

verständlich machen, daß zwar viele die Gesamtschule zum Ziel erklären, aber nur wenige
sich konkret für sie engagieren.

Politisch ist die Gesamtschule jedoch um so besser durchsetzbar, je mehr sich die

Betroffenen mit ihr identifizieren können. Die Anknüpfung an eine gesellschaftspolitische

Perspektive (im Sinne des Abbaus von sozialer Ungleichheit) dürfte aber so lange nur für

wenige attraktiv sein, wie das herrschende Selbstverständnis der Gesellschaft eher auf

Ungleichheit fixiert ist und die Sozialpolitik dies unterstützt (z.B. in der Lohnpolitik). -

Angesichts der negativen Erfahrungen, die mit der konkurrenzorientierten Schule

verbunden sind, dürfte aber eine Schule attraktiv werden, die alternative Lernmöglichkei¬

ten bietet, die also in der Spannung zwischen Allokation und Bildung, Loyahsierung und

Mündigkeit den Schwerpunkt auf das setzt, was in der herkömmlichen Schule und - wie

bereits oben angedeutet - auch in vielen Gesamtschulen zu kurz kommt. Daß eine solche

Gesamtschule gerade auch für Eltern und Schüler attraktiv ist, die sonst eher dem

Gymnasium zugeneigt sind, konnte Eckart Liebau am Beispiel der Lichtenberg-Ge¬
samtschule in Göttingen zeigen. Diese hat mit dem „Team-Kleingruppen-ModeU" (vgl.

Brandt/Liebau 1978; Arbeitsgruppe TKM 1979; Baszmann et al. 1980) einen

Organisationsrahmen geschaffen, in dem soziales Lernen konsequent verwirklicht werden

kann. Die Gesamtschule kann also Objekt pädagogischen und politischen Engagements
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werden, wenn sie die Curriculumreform nicht unter den Maßstab der Operationalisierbar¬
keit und ökonomischer Anforderungen, sondern der individuellen und sozialen Bedeut¬

samkeit stellt, wenn sie nicht nur kognitive Fähigkeiten vermittelt, sondern emotionales

und soziales Lernen ebenso fördert wie pragmatisch-manuelle Fertigkeiten und solidari¬

sches Lernen an die Stelle von Selektion stellt.

Eine solche Schule wäre derzeit wohl nur für einen Teil der Bevölkerung attraktiv, nämlich
für jenen, der - vielleicht im Bewußtsein der Widersprüchlichkeit - sich für die

emanzipatorische Seite entscheiden und den inhumanen Bedingungen selektionsorien-

tierten Lernens entfliehen will. Wenn dieser Schule der Nachweis gelingt, daß ihre

Absolventen „anderes besser" gelernt haben und daß sie mit den Anforderungen des

Berufslebens durchaus, wenn nicht sogar besser (weil kreativer, kooperativer, flexibler)
zurechtkommen, dann wird diese Schule die Konkurrenz zu traditionellen Schularten auf

Dauer bestehen können. Eine Gesamtschule aber, die nur besser sein will als das

herkömmliche Schulsystem - und zwar nach dessen Maßstäben -, macht sich als

Alternative selbst unglaubwürdig. Die Gesamtschule kann als Alternative nur überzeu¬

gen, wenn sie sich der Widersprüchlichkeit gesellschaftlicher Funktionserwartungen nicht

bewußt- und ziellos hingibt und damit die dominierende Selektionszumutung akzeptiert,
sondern in Zielsetzung und Praxis emanzipatorisches Lernen möglich macht, sich also für

die alternative, emanzipatorische Seite der Widersprüchlichkeit bewußt entscheidet und

für diese Entscheidung bei den Betroffenen auch wirbt.
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